
An das Präsidium des Nationalrates 
Begutachtungsverfahren 
1017 Wien 
  
In einer Demokratie sind vor dem Gesetz alle Menschen gleich. Eine eigene Gesetzgebung für 
Lebenspartner ist deshalb in Österreich nicht nötig. Natürlich muß jeder für sein Verhalten und 
seinen Lebensstil auch mit Konsequenzen rechnen. Wer ehrlich ist, lebt damit auch bewusst. Juden, 
Inder und Moslems tragen meist eine ihre Überzeugung und Herkunft zum Ausdruck bringende 
Kleidung und rechnen mit Toleranz ihrer Umgebung, ohne dass deswegen besondere Gesetze nötig 
sind. 
  
Ich halte das geplante Gesetz als bewusst diskriminierend für alle Kinder. Diese haben ein 
Naturrecht auf Vater und Mutter, auch wenn dies aus den verschiedensten Gründen nicht immer 
optimal möglich ist. Für eine gesunde Entwicklung des Kindes ist das Vorbild von Vater und Mutter 
unersetzbar. Das bezeugen viele wissenschaftliche Studien. Aus christlicher Sicht sind alle Menschen 
unvollkommen und Sünder. Auch andere Menschen müssten dies - wenn sie ehrlich sind - zugeben. 
Wegen persönlichem Fehlverhalten einzelner Personen und dessen Vermeidung jetzt 
gesellschaftspolitisch negative Gesetze zu beschließen ist asozial. Besser wäre mehr Hilfen zur 
Vermeidung von Mängeln zu geben und bestehende zu fördern. 
  
Europa leidet heute an Nachwuchsproblemen. Diese werden durch das geplante Gesetz nicht 
behoben, sondern nur verstärkt. Es unterstützt damit die notwendige Zuwanderung, welche viele 
Parteien reduzieren wollen. Wer wird künftig die Beitragszahler für unser Pensionssystem stellen? 
  
In der Schule habe ich noch gelernt, dass die altgriechische und römische Kultur u.a. wegen der 
Homosexualität unterging. Europa ist heute auf einem guten Weg in der Welt viertklassig und 
vernachlässigbar zu werden. Werden damit Arbeitsplätze gesichert werden? Will das Parlament 
wirklich zu solchen negativen Entwicklungen durch ein unnötiges Gesetz beitragen?  
  
Für mich sind künftig nur Parteien, die gegen dieses Gesetz sind, wählbar. 
  
Dr. Hans Eisenhardt 
Wulzendorfstraße 83/7/7 
1220 Wien 
Österreich / Austria  
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